Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2186 


Sachgebiet 800 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Inanspruchnahme und finanzielle Auswirkungen 
des Dritten Gesetzes zur Förderung der Vermö- 
gensbildung der Arbeitnehmer (3. VermBG) 


Wir fragen die Bundesregierung: 


I. Statistische Daten bzw. Schätzungen über die Inanspruch- 
nahme des Vermögensbildungsgesetzes 


Vorbemerkung 

Bei der Beantwortung der unter I. ( II. und III. aufgeführten 
Fragen wird um jeweils gesonderte Angaben für die Jahre 1970, 
1971, 1972 und möglichst folgende Jahre — für die Jahre ab 
1971 um Expertenangaben der derzeitigen Annahmen (Exper- 
tenschätzungen) der Ministerien- — gebeten. 

1 . Wie viele abhängig Beschäftigte (Arbeitnehmer, Beamte, 
Richter, Soldaten usw. im Sinne des § 1 des 3. VermBG) spa- 
ren bzw. werden voraussichtlich sparen nach dem 3. VermBG 

a) nach bzw. analog § 3 des 3. VermBG, und zwar auf Grund 
von 

— - Verträgen mit Arbeitnehmern, 

— Betriebsvereinbarungen, 

- — Tarifverträgen, 

— gesetzlichen Regelungen, 

b) aus Teilen des Arbeitslohns nach § 4 des 3. VermBG, 

und mit welchen Durchschnittssparbeträgen je abhängig 
Beschäftigtem ist dabei jeweils zu rechnen? 

2. Wie verteilt sich die Zahl der abhängig Beschäftigten, die 
vermögen swirksame Leistungen nach § 3 des 3. VermBG 
bzw. auf Grund gesetzlicher Regelungen erhalten, auf 

a) Arbeiter, Angestellte, Beamte usw. im öffentlichen 
Dienst, 
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b) abhängig Beschäftigte außerhalb des öffentlichen Dien- 
stes? 

Wie hoch ist der Anteil der so begünstigten abhängig Be- 
schäftigten an der Gesamtzahl der abhängig Beschäftigten 
in den beiden Sektoren? Mit welchen Durchschnittssparbe- 
trägen je abhängig Beschäftigtem ist dabei jeweils zu rech- 
nen? 

3. Wie viele der abhängig Beschäftigten, denen auf Grund von 
Tarifverträgen oder gesetzlichen Regelungen vermögens- 
wirksame Leistungen gewährt werden, erhalten bzw. werden 
voraussichtlich vermögenswirksame Leistungen von jährlich 

a) bis zu 156 DM, 

b) über 156 DM bis 312 DM, 

c) mehr als 312 DM; wieviel davon 624 DM 
erhalten? 

4. Wie hoch etwa ist die Zahl derjenigen Arbeitnehmer zu ver- 
anschlagen, für die keine Möglichkeit besteht, durch Verein- 
barungen in Tarifverträgen vermögenswirksame Leistungen 
zu erhalten? 

5. Wie viele Arbeitnehmer sind in Unternehmen mit bis zu 
50 Arbeitnehmern beschäftigt? 

a) Wie viele dieser Arbeitnehmer erhalten nach den Schät- 
zungen der Bundesregierung vermögenswirksame Lei- 
stungen? 

b) Mit welchen durchschnittlichen Beträgen an vermögens- 
wirksamen Leistungen je Arbeitnehmer rechnet die Bun- 
desregierung? 

6. Wie groß ist die Zahl der Unternehmen mit bis zu 50 be- 
schäftigten Arbeitnehmern, und wie viele dieser Unterneh- 
men gewähren nach den Schätzungen der Bundesregierung 
ihren Arbeitnehmern vermögenswirksame Leistungen? 

7. Wie hoch ist der Anteil an den gesamten Sparbeträgen nach 
dem 3. VermBG, für die 

a) Sparprämien nach dem Spar-Prämiengesetz, 

b) Wohnungsbauprämien nach dem Wohnungsbau-Prämien- 
gesetz, 
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c) Zusatzprämien nach diesen beiden Gesetzen 

in Anspruch genommen werden, und wird mit entscheiden- 
den Änderungen dieser Relationen in der Zukunft gerechnet? 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadie VI/2186 


8. Wie hoch wird in den einzelnen Jahren die Zahl und der 
prozentuale Anteil derjenigen abhängig Beschäftigten ver- 
anschlagt, die das Dritte Vermögensbildungsgesetz nicht in 
Anspruch nehmen können, weil ihr zu versteuerndes Ein- 
kommen über den in § 12 des 3. VermBG genannten Gren- 
zen (24 000 DM bzw. 48 000 DM) liegt? 


II. Zur Berechnung der finanziellen Auswirkungen für die öf- 
fentlichen Haushalte 


1. Wie hoch ist der durchschnittliche Einkommen- bzw. Lohn- 
steuersatz der abhängig Beschäftigten zu veranschlagen? 


2. Wie hoch ist der durchschnittliche Ertragsteuersatz (Einkom- 
mensteuer/Körperschaftsteuer, Gewerbeertragsteuer) für 
Unternehmen zu veranschlagen? 


3. Von welchen weiteren Annahmen geht die Bundesregierung 
bei der Schätzung der Steuermehr- und -mindereinnahmen 
aus, insbesondere hinsichtlich der Fragen, inwieweit die nach 
§ 3 des 3. VermBG gewährten vermögenswirksamen Leistun- 
gen zu Lasten der Unternehmergewinne bzw. zu Lasten sonst 
ohnehin fälliger Barlohnerhöhungen gehen, bzw. inwieweit 
mit Abwälzungen auf die Preise gerechnet wird? 


4. Wie hoch sind die gesamten finanziellen Auswirkungen für 

die öffentlichen Haushalte (darunter Bund) aus der Inan- 
spruchnahme des Vermögensbildungsgesetzes in den einzel- 
nen Jahren 

— nach dem Jahr der Sparleistung (Entstehungsjahr), 

— nach dem Jahr der haushaltsmäßigen Auswirkung (Rech- 
nungsjahr) 

zu veranschlagen? 

Wie verteilen sich diese finanziellen Auswirkung auf 

a) Arbeitnehmer-Sparzulagen, 

b) Ausgaben für Sparprämien, Wohnungsbauprämien und 
Zusatzprämien, 

c) Veränderungen des Lohn- bzw. Einkommensteuerauf- 
kommens bei Arbeitnehmern, 

d) Veränderungen beim Aufkommen an Unternehmersteu- 
ern, 
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e) steuerliche Begünstigungen für Arbeitgeber mit bis zu 
50 Arbeitnehmern gemäß § 14 des 3. VermBG (falls ge- 
schätzt, welche Angaben liegen den Schätzungen zu- 
grunde?), 

f) Ausgaben der öffenlichen Hand als Arbeitgeber? 


III. Zur Berechnung der Belastung der Wirtschaft durch das 
Vermögensbildungsgesetz 


1. Wie hoch ist in den einzelnen Jahren unter Zugrundelegung 
der unter I. und II. gemachten Angaben die effektive Bela- 
stung der Wirtschaft insgesamt aus der Gewährung ver- 
mögenswirksamer Leistungen zu veranschlagen, und wie 
sind diese Beträge im einzelnen zu errechnen (z. B. Zahl und 
Anteil der Arbeitnehmer, die vermögenswirksame Leistun- 
gen erhalten; auf die vermögenswirksamen Leistungen ent- 
fallende Arbeitgeberbeiträge zu den Sozialversicherungen; 
Veränderungen bei den zu zahlenden Ertragsteuern; Abzüge 
von der Steuerschuld gemäß § 14 des 3. VermBG)? 

2. Kann die Bundesregierung Angaben darüber machen, mit 
welchen durch vermögenswirksame Leistungen verursachten 
effektiven Belastungen (Minderungen der Nettogewinne) 
sie bei einzelnen Unternehmen insbesondere im Bereich der 
mittelständischen bzw. lohnintensiven Wirtschaft rechnet, 
und welche repräsentativen bzw. durchschnittlichen Ertrag- 
steuersätze bei Einzelfirmen oder Personengesellschaften 
bzw. Kapitalgesellschaften verschiedener Größenordnung 
bzw. Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer die Bundesregie- 
rung dabei zugrunde legt? 


Bonn, den 14. Mai 1971 


Dr. Barzel, Stticklen und Fraktion 



